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ZL. 97.111/342-FB/91 

An den 

n -3 033der Beilagen zu den Steno~phischen Pr~~~_ol!~ 
des Nationalrates XVIII. GesetzgebuilgstJ.;ric~~ 

Wien, am 26 . JuLi 1991 

Präsidenten des NationaLrates 

Dr. Heinz Fischer 

1:2.J1'A'B 

199! -07- 29 
zu 1'139/J ParLament 

1017 W .LLIl 

Die Rbgeordneten zum NationaLrat Dr. Petrovic und Freunde haben 

am 9. JuLi 1991 unter der ZahL 1439/J-NR/1991 an mich eine 

schriftLiche parlamentarische Anfrage betreffend "künftige Koope­

ration des Innenressorts mit dem UN-Hochkommissariat für FLücht­
linge (UNHCR)" gerichtet, die folgenden WortLaut hat: 

"In der Frankfurter Rundschau vom 29.6.1991 wird von Bestrebungen 

der westlichen Industriestaaten, vertreten durch 16 Regierungen, 

berichtet, wonach eine "Koordinationsstelle" für AsyL- und Migra­

tionspolitik eingerichtet werden solle, welche dem Bericht zufoL­

ge bereits am 1. Juli ihre Tätigkeit aufgenommen hat. ALs ZieL 

wird explizit die Trennung der staatlichen Rsylpolitik vom UN­

Hochkommissariat genannt sowie die Umsetzung der in der Praxis 

restriktiver gewordenen Asylpolitik. Während das UNHCR bestrebt 

sei, auch in FälLen einer FLuchtbewegung bedingt durch UmweLtkata­

strophen bzw. durch existenzbedrohende wirtschaftliche Not in 

jedem Einzelfall ein Asylverfahren sicherzusteLLen, gehe die 

Praxis der westLichen Industriestaaten in Richtung einer mög­

Lichst strengen RusLegung der Flüchtlingskonvention; die Festung 
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Europa erledigt im Durchschnitt nur etwa 10 Prozent der Rsylanträ­

ge positiv. 

Der Flüchtlingsbeauftragte der Bundesregierung) Herr Dr. W. Pahr, 

erkLärte im Rahmen eines von zahlreichen karitativen Einrichtun­

gen und FLüchtlingshilfeorganisationen veranstalteten Hearings in 

Salzburg am 28.6.1991) daß sich die Bundesregierung den soeben 

dargestellten Bestrebungen der westLichen Idustriestaaten ver­

pflichtet fühLe und entsprechende Legistische Schritte setzen 

werde. Die unterfertigten Rbgeordneten stellen in dem Zusammen­

hang die folgende 

Rnfrage: 

1. Hat österreich an den Beratungen der Gruppe der 16 west­

Lichen Industriestaaten, gerichtet auf Koordination der 

RsyLpolitik, teiLgenommen? Wenn ja, durch wen, mit welchem 

Verhandlungsauftrag bzw. -pouvoir und mit weLcher Verhand­

Lungslinie? 

2. österreich Liegt geographisch jedenfalLs am Rande der Fe­

stung Europa und wird einen Guttei!. der finanzieLLen und 

organisatorischen Ruswirkungen der BeschLüsse der 16 westLi­

chen Industrienationen zu tragen haben; Vorauswirkungen sind 

angesichts der enormen Kosten der Exekutiveinsätze und der 

dennoch von der Regierung nicht wirksam in den Griff bekom­

menen Schwarzmarktphänomene bereits heute deutLich zu konsta­

tieren. WeLche Regelungen wurden im Rahmen dieser Gruppe der 

Sechzehn hinsichtLich der RoLLe österreichs aLs "EuropapoLi­

z1st" getroffen? WeLche finanzielLe Beteiligung für exekuti­

ve Maßnahmen bzw. für Integrationsmaßnahmen hat österreich 

im Rahmen dieser VerhandLungen angesprochen; weLche Zusagen 

wurden diesbezügLich eingefordert? 

3. In anderen westLichen Staaten, wie etwa in Frankreich, hat 

sich die Trennung in "Europa-RusLänderInnen") weLche den 
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InländerInnen praktisch gLeichgesteLLt sind, sowie in recht­

Lich sehr schLecht gesteLLte, quantitativ aLlerdings bedeu­

tende Gruppen von RusLänderInnen (in Frankreich etwa Perso­

nen aus den ehemaLigen KoLonien bzw. aus Nordafrika) aLs 

soziaLer Sprengsatz u~d KeiL in der BevöLkerung erwiesen. 

Ruch für österreich trifft diese PoLarität zu: 

Quantitativ bedeutende Migrationsbewegungen kamen in der 

Vergangenheit aus JugosLawien und der Türkei und erst in 

zweiter Linie aus anderen westeuropäischen Staatenj weLche 

UberLegungen hinsichtLich der Vermeidung soziaLer Spannungen 

bzw. Verbesserung der Integrationschancen für JugosLawInnen 

und TürkInnen werden im Bereich des Innenministeriums ange­

steLLt? WeLchen Beitrag kann das Innenressort zur Bewälti­

gung sozialer Spannungen .1n diesem Bereich bieten? 

4. nie Beratungen der 16 Industriestaaten erfoLgten auf infor­

meLLer Basis; von wem ging die treibende Kraft aus, wieviele 

Treffen dieser Gruppe fanden bisher statt, wer waren die 

jeweiLs einLadenden Staaten bzw. Personen und in weLchen 

Staaten wurden die jeweiligen ParLamente über InhaLt und 

VerLauf der Beratungen informiert? 

5. Warum hat das Innenministerium den österreichischen National­

rat nicht von den Legistisch zweifeLsohne höchst bedeutsamen 

Beratungen der Gruppe der Sechzehn informiert gehalten? 

6. RrtikeL 18 B-VG sieht vor) daß das Handeln der VerwaLtung in 

österreich nu~ aufgrund der Gesetze vorgenommen werden darfj 

die geschiLderten Bestrebungen der Gruppe der Sechzehn, 

nämlich eine pauschale Vorwegprüfung von RsyLanträgen mit 

der f-1aßgabe, da ß Rn träge von Per sonen aus :' siehe ren Staat en" 

prima facie nicht als begründet anzusehen sind - der jüngst 

vorgeLegte Entwurf einer RsyLgesetznoveLle geht ja ganz in 

diese Richtung - entsprechen nicht der geLtenden RechtsLage. 

Wie können Sie die Entsendung von Vertretern zu derartigen 

VerhandLungen bzw. die in diesem Zusammenhang anfaLlenden 

Kosten unter Bedachtnahme auf Rrt. 18 B-VG rechtfertigen? 
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7. Schockierende Einzelfälle betreffend Mißachtung von Menschen­

rechten bzw. Flüchtlingsrechten im Polizeibereich haben 

negative SchLagzeiLen verursacht: Ein in Schubhaft an Rsthma 

zugrunde gegangenerneunzehnjähriger Slowene, minderjährige 

Tamilenkinder, die zwangsweise von ihrer in die Schubhaft 

verbannten Mutter getrennt wurden, via Rom an den Verfolger­

staat Sri Lanka mit dem Vermerk "Deportees in Transit" zu­

rückgeschobene Tamilen und andere rechtswidrige Grausamkei­

ten Legen die Vermutung nahe, daß das Innenressort überaus 

wiLlig den Grenzschutz der Festung Europa übernommen hat und 

aLs MitteL nicht zuLetzt auch Rbschreckungsmaßnahmen for­

ciert; in diese Richtung gingen ja auch die skandalösen 

Inserate im Securitate-StiL zur Rbschreckung potentieLler 

rum~nischer RsylwerberInnen. Befürchten Sie nicht, durch 

derartige Praktiken öster~reichs Ruf in der parlamentarisch­

demokratischen Welt, bei den anerkannten Kirchen- und Religi­

onsgemeinschaften sowie den international renommierten Men­

schenrechts- und FLüchtlingshilfeorganisationen schweren 

Schaden zuzufügen, der früher oder später auch zu ökonomi­

schen NachteiLen, wie etwa der Marginalisierung österreichs 

im Rahmen eines verengt gesehenen Europas, führen wird? 

8. Wird österreich einen Beitrag zur Finanzierung des Jahresbud­

gets der "Koordinationsstelle" der '16 staaten) welches mit 

600.000 bis 700.000 US-Dollars beziffert wird, leisten? Wenn 

ja, in welcher Höhe und aus welchem Budgetansatz?" 

Diese Rnfrage beantworte ich wie folgt: 

Vorausgeschickt sei, daß die Meldung in der Frankfurter Rundschau 

vom 29. Juni 1991, auf die in der vorliegenden Rnfrage bezug 

genommen wird, auf offenkundig unzutreffenden Informationen be­

ruht. Tatsache ist} daß bei den "InformeLLen KonsuLtationen" 13 
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europäische Staaten, RustraLien, Kanada und die Vereinigten staa­

ten von Rmerika am 25./26. Juni 1991 in stockholm GrundsätzefUr 

die RsyL-, FLUchtLings- und Wanderungspolitik in Europa) Nordame­

rika und RustraLien beraten und den Wortlaut einer Vereinbarung 

zwischen diesen an den "InformeLLen KonsuLtationen" teilnehmenden 

Staaten und dem UNHCR Uber die administrative Betreuung dieser 

"KonslJltationen" durch das BUro des UNHCR festgelegt haben~ Es 

wurde weder' eine "Koordinationsstelle" eingerichtet, noch eine 

"Trennung der staatlichen RsyLpoLitik vom UNHCR" oder "die Umset­

zung der in der Praxis restriktiver gewordenen RsYLpoLitik" ange­

strebt. 

Die "InformeLLen KonsuLtationen" haben sich seit 1985 zu einem 

Forum von 16 staaten (RustraLien, Belgien, Kanada, Dänemark, 

DeutschLand, Großbritannien, FinnLand, Frankreich, ItaLien, Nie­

derLande, Norwegen) österreich, Spanien, Schweden, Schweiz und 

Vereinigte staaten) zur Beratung gemeinsamer Probleme auf dem 

Gebiet des FLUchtlings-, Rsyl- und Wanderungswesens entwickelt. 

Rdministrativ wurden diese "Konsultationen" von aLLem Rnfang an 

durch das Sekretariat des UNHCR in Genf betreut. Der diesbezUg­

lieh jetzt durchgefUhrte NotenwechseL sieht vor) daß die dem 

UNHCR dadurch erwachsenen Kosten von den beteiligten 16 Regierun­

gen getragen werden) der UNHCR die administrativen Belange des 

Sekretariats der "Konsultationen" wahl~nimmt und seinen Leiter 

sowie seine Mitar'beiter bestellt. Ein Vertreter des UNHCR nimmt 

an den "Informellen KonsuLtationen" teiL. 

Zur Frage 1: 

österreich nimmt auf EinLadung des UNHCR seit 1985 an den "Infor­

meLlen Konsultationen" teil und war bei der am 25./26. Juni 1991 

in stockholm stattgefundenen Sitzung durch den Sonderbeauftragten 

fUr FlUchtlings- und Wanderungsfragen im Bundesministerium fUr 

Inneres Dr. WilLibald PRHR und LegRat Dr. FRöHLICH vom Bundesmini­

sterium fUr Ruswärtige Rngelegenheiten vertreten, die sich in 

ihren ~ußerungen an die Grundsätze meines von der Bundesregierung 
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am 26. Juni 1991 genehmigten Berichts über die Reform des Flücht­

Lings- und Wanderungswesens .in österreich hielten. 

Zur Frage 2: 

Es wurden überhaupt keine "Beschlüsse" gefaßt, die einen "Exeku­

tiveinsatz" oder für österreich die RolLe aLs "Europapolizist" 

vorsehen. 

Zur Frage 3: 

Im Zuge der gepLanten Reform des FLüchtLings- und Wanderungswe­

sens sind unter anderem auch Integrationsmaßnahmen vorgesehen, 

die zu einem gewissen Maße auch für die bereits in österreich 

anwesenden RusLänder zur Rnwendung kommen werden. Im übrigen hat 

die von mir verfolgte Ausländerpolitik, die in der geplanten 

Reform konsequent fortgesetzt werden soLL, dazu geführt, daß 

österreich von Spannungen, wie sie in anderen staaten zwischen In­

und RusLändern aufgetreten sind} weitgehend verschont bLieb. 

Zur Frage 4: 

Die Initiativen zu diesen} wie bereits erwähnt, auf das Jahr 1985 

zurückgehenden "InformeLI_en f<onsuL tationen" gingen vom UNHCR aus. 

Es hat bisher mehr als 50 Treffen in diesem Rahmen gegeben, zu 

denen regeLmäßig im Wege des Sekretar'iats der "1<onsuLtationen" 

eingeLaden wurde. 

Dte Information der' "ParLamente" über Inhalt und VerLauf der 

Beratungen in den jeweiligen TeiLnehrnerstaaten ist kein Gegen­

stand meiner Vollziehung. 

Zur Frage 5: 

Ruf Seite 434, Letzter Rbsatz des RUßenpolitischen Berichts 1990 

wird verwiesen. 
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Zur Frage 6: 

RrtikeL 18 Rbs. 1 B-VG steht nach herrschender Meinung und übung 

überLegungen und Beratungen über Legislative Neuregelungen nicht 

entgegen. 

Zur Frage 7: 

Ohne auf die von Ihnen erwähnten "EinzeLfäLLe" einzugehen, weise 

ich darauf hin, daß gerade die "InformeLLen KonsuLtationen") an 

denen ausschLießLich "parLamentarisch-demokratische staaten" 

teiLnehmen, die Einbindung österreichs in eine gemeinsame RsyL­

und Wanderungspolitik dieser staaten gewährLeisten. 

Zur Frage 8: 

Ob österreich einen Beitrag zum Sonderfonds ~es UNHCR für die 

Finanzierung des Sekretariats der "InformeLLen Konsultationen" 

Leisten wird, hängt vom Ergebnis der VerhandLungen für das Bundes­

finanzgesetz 1992 ebenso ab wie der aLLfäLlige Budgetansatz, aus 

dem ein soLcher Neitrag bedeckt werden kann. Seine Höhe wird 

unter anderem von dem noch nicht feststehenden Rusgabenrahmen für 

das Sekretariat abhängen. 
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